96. LANDESPARTEITAG AM 5. JANUAR 2004 IN STUTTGART

B e s c h l  ü s s e


Änderung der Landessatzung

In die Satzung des Landesverbandes wird eingefügt:

„§ 30 a Parteiname bei Wahlen und in der Wahlwerbung“
Die Partei führt bei öffentlichen Wahlen und in der Wahlwerbung die Bezeichnung 

„Freie Demokratische Partei (FDP)“.

Landtagswahlrecht

1. Die FDP/DVP fordert baldmöglichst, spätestens nach der nächsten Landtagswahl, die Einführung eines neuen Landtagswahlrechts mit folgenden Bedingungen:

a) Aus Gründen der Vermeidung einer hohen Zahl von Überhangs- und Ausgleichsmandaten soll die Zahl der Direktmandate gleich groß sein wie die Zahl der über die Zweitausteilung vergebenen Mandate. Damit der Landtag nicht größer, sondern eher kleiner wird, erscheint hierfür ein Verhältnis von 60:60 als sinnvoll, wobei auf den Regierungsbezirk Stuttgart 22, Karlsruhe 16, Freiburg 12 und Tübingen 10 Wahlkreise entfallen. 

b) Es erfolgt die Einführung einer Zweitstimme:

· X Bewerber mit der höchsten Zahl der Erststimmen im Wahlkreis sind direkt gewählt

· XX Die Reihenfolge der Vergabe der Mandate durch die Zweitauszählung (Regierungsbezirk-bezogen) erfolgt nach der Zahl der Zweitstimmen im Wahlkreis.

c) Aus Gründen der Chancengleichheit zwischen den Parteien hat die Berechnung von Ausgleichsmandaten in einem landesweiten Verhältnis zu erfolgen.

d) Das Höchstzahlverfahren nach d´Hondt wird durch das Auszählverfahren Hare-Niemeyer ersetzt.

2. Die FDP/DVP-Fraktion im Landtag von Baden-Württemberg wird aufgefordert, in der laufenden Wahlperiode Wahlrechtsveränderungen nur dann mitzugestalten, wenn sie einen Schritt auf das oben definierte Wahlrecht hin bedeuten.

Autonomie für die Schulen in Baden-Württemberg

Die Eigenverantwortung der Schulen in Baden-Württemberg zu stärken, ist für die FDP Baden-Württemberg die entscheidende bildungspolitische Aufgabe. Wo Schulen frei über die Gestaltung ihres Lehrangebots, über die Entwicklung ihres Lehrpersonals und über die Verwendung des ihnen zur eigenverantwortlichen Bewirtschaftung zugewiesenen Budgets entscheiden, können sie ihre Kreativität entfalten und eigene Schwerpunkte in ihrer pädagogischen Arbeit und schulischen Ausrichtung setzen. Der Wettbewerb um die besten Konzepte wird nach unserer Auffassung nicht nur die Vielfalt in der Schullandschaft befördern, sondern auch die Qualität der Bildung und des Lernens erhöhen. Wo andere an starren Vorschriften, bürokratischer Bevormundung und staatlicher Planwirtschaft festhalten, setzen wir auf Freiheit und Eigenverantwortung, Wettbewerb und Vielfalt. Unerlässlich ist dabei die Abschaffung der Schulbezirke.
Die Verantwortung des Landes wie der Kommunen für die Sicherung von Chancengleichheit und Vielfalt im Schulwesen wird damit nicht aufgehoben. Mitwirkungs- und – soweit die öffentlichen Haushalte betroffen sind – Letztentscheidungsrechte des Landes wie der Kommunen müssen gewährleistet bleiben. Unter diesem Gesichtspunkt sind neue Strukturen zu schaffen, die geeignet sind, unter den Leitgedanken von Freiheit und Eigenverantwortung, Wettbewerb und Vielfalt den Prozess verstärkter schulischer Autonomie und vermehrter Konkurrenz zwischen den Schulen zu fördern. 

Die FDP Baden-Württemberg fordert deshalb:

1. Die Schule hat das Recht, über ihr Bildungsangebot selbst zu entscheiden

Bei der Festlegung ihres inhaltlichen, pädagogischen Profils genießen die Schulen Autonomie. Sie bestimmen im Rahmen staatlicher Vorgaben über Unterrichtsformen, Lernziele, Curricula, methodische Anforderungen, kommunikative Abläufe  und fachliche Schwerpunktsetzungen, ferner z.B. über das Angebot an Arbeitsgemeinschaften, an Projekten usw. sowie an Betreuungsangeboten. Dies gilt gerade auch für Grundschulen mit ihrem Fremdsprachenprofil. Landesweit sind allein verbindliche Kerncurricula vorgeschrieben. Das Land verzichtet damit auf den bislang üblichen Erlass von Lehrplänen.

Verstärkte Eigenständigkeit erfordert die Entwicklung professioneller Evaluation, um Transparenz über die Leistungen der Schulen zu schaffen, die den Wettbewerb fördert. Zur Realisierung ihres Schulprogramms ist es zweckmäßig, dass Schulen sich immer wieder einem internen Evaluationsprozess unterziehen. Darüber hinaus sind die Schulen verpflichtet, mindestens alle fünf Jahre in einer differenzierten Weise durch eine unabhängige Agentur evaluiert zu werden. Es steht der Schulaufsicht des Landes frei, jederzeit Qualitätssicherungsmaßnahmen durchzuführen, um die Einhaltung der Kerncurricula zu überprüfen.

2. Die Schule hat das Recht, über ihre Lehrerinnen und Lehrer sowie das sonstige – nicht lehrende – Personal selbst zu entscheiden

Damit die Schulen ihr Schulprogramm entwickeln und gestalten können, ist es zweitens notwendig, dass sie das Recht haben, Lehrerinnen und Lehrer selbst auszuwählen. Sie machen dem Land Berufungsvorschläge für ihre Lehrerinnen und Lehrer aufgrund der von der Schule vorgenommenen Beurteilung, welchen Beitrag diese zu dem beschlossenen Schulprogramm leisten können. Sachfremde Gesichtspunkte dürfen dabei keine Rolle spielen. 

Lehrerinnen und Lehrer bleiben – unabhängig von der Frage der Aufrechterhaltung des Beamtenstatus – Bedienstete des Landes. Der Schulverwaltung obliegt es darum, die jeweils aktuell von den Schulen angebotenen Stellen aufzulisten, um Bewerberinnen und Bewerbern die Vorstellung bei den einzelnen Schulen zu ermöglichen. Im Übrigen verbleibt der Schulverwaltung nur die Prüfung der formalen Voraussetzungen der Bewerberinnen und Bewerber.

3. Die Schule hat das Recht, über ihre Schulverfassung selbst zu entscheiden

Die konkrete Ausgestaltung der Organisations- und Leitungsstruktur ist Sache der Schule. Organisation und Leitung werden in der Schulverfassung zusammengefasst und weitgehend autonom durch Satzung geregelt.

Das Entscheidungsorgan der Schule ist die Schulkonferenz, in der die am Schulleben direkt Beteiligten vertreten sind: Lehrer, Eltern und Schüler sowie der Schulträger.

Die Verankerung des Schulträgers in der Schulkonferenz entspricht dessen besonderer Verantwortung. Erweiterte Betreuungsangebote, differenzierte Formen des Ganztagsbetriebs, die vermehrte Einrichtung von Angeboten der Jugendsozialarbeit und deren Vernetzung mit Angeboten der offenen Jugendarbeit und der Jugendhilfe bedürfen der Unterstützung, Förderung und gegebenenfalls Initiierung durch den Schulträger. Ähnliches gilt für die eigenständige inhaltliche Profilierung der einzelnen Schulen wie auch deren Einbindung in das Schul-Umfeld.

Der Schulkonferenz obliegt die Entscheidung über

· die Verabschiedung der Schulverfassung

· die Wahl des Schulleiters 

(mit einer Wahlperiode wie  bei den Bürgermeistern – acht Jahre) 

· die Struktur- und Entwicklungsplanung der Schule

· die Zielvereinbarungen mit dem Land oder dem jeweiligen Schulträger

· die Grundsätze der Personalentwicklungspläne sowie der Fort- und 

Weiterbildungskonzepte
· die Grundsätze schulinterner Evaluationsprozesse
· die Grundzüge der Verwendung des Budgets, das von den 

Kommunen und vom Land zur eigenverantwortlichen Bewirtschaftung zugewiesen wird

Stimmberechtigter Vorsitzender der Schulkonferenz ist kraft Amtes der Schulleiter, der der Schulkonferenz gegenüber rechenschaftspflichtig ist. Innerhalb des Rahmens, den die Schulkonferenz festlegt, entscheidet er in eigener Kompetenz.

Die Schulkonferenz kann selbst entscheiden, ob sie zum stellvertretenden Schulleiter einen Verwaltungsfachmann beruft oder nicht. Ebenso entscheidet die Schulkonferenz über die Formen der Kooperation mit anderen Schulen.

Die Schulaufsicht des Landes ist berechtigt, einen Vertreter mit beratender Stimme in die Schulkonferenz zu entsenden. 

4. Die Schule hat das Recht, über ihre finanziellen Mittel selbst zu entscheiden

Die Verantwortung der Schule ist ebenso durch die Ausweitung des den Schulen zur eigenverantwortlichen Bewirtschaftung überlassenen Budgets zu stärken. Die Grundsätze der Verwendung des Budgets beschließt die Schulkonferenz. Für die Bewirtschaftung des Budgets ist der Schulleiter verantwortlich.

Pauschale Zuweisungen an die Schulen sind nicht in jedem Fall und überall zweckmäßig. Die Mittel für Fort- und Weiterbildung können allerdings kurzfristig pauschal zugewiesen werden. Darüber hinaus ist es sinnvoll, die vollständige Einbeziehung der Personalkosten in das Budget der Schulen in Modellvorhaben zu erproben. Die Schulen, die an entsprechenden Modellvorhaben teilnehmen wollen, sind über Ausschreibungsverfahren zu ermitteln.

Es ist schon jetzt möglich, dass der Schulträger pro Schüler einen festen – von ihm festgelegten – Pauschalbetrag zur Finanzierung der sächlichen Kosten und der Kosten für das nicht lehrende Personal zuweist, und dass diese Beträge untereinander für die Schule gegenseitig deckungsfähig und übertragbar sind. Diese Möglichkeit sollte ausgeweitet werden. Außerdem ist zu fordern, dass noch bestehende rechtliche Hürden im Bereich Drittmittelakquisition und Schul-Sponsoring abgebaut werden. Im laufenden Jahr nicht voll ausgeschöpfte Budgetzuweisungen führen nicht automatisch zur Kürzung der Budgets der Folgejahre, sondern können zur späteren Verwendung übertragen werden. Hierdurch wird eine dynamische und wirtschaftlich sinnvolle kumulative Mittelverwendung für besondere Anschaffungen und Vorhaben ermöglicht und der sinnlose Ausgabenwettlauf am Jahresende zur Erhaltung oder Erhöhung des Budgets verhindert.

5. Auswirkungen auf die staatliche Schulverwaltung

Im Bereich der staatlichen Schulverwaltung werden im Zuge der Umsetzung dieser geforderten Autonomie der einzelnen Schule weitere Stellen abgebaut. Die nicht auf die Schule übertragbaren administrativen Tätigkeiten der Schulverwaltung sind bei den Oberschulämtern bzw. Regierungspräsidien zu bündeln. Pädagogische Dienstleistungszentren sind organisatorisch an die Stadt- bzw. Landkreise anzubinden.

6. Bericht zur Umsetzung
Der Parteitag fordert die Landtagsfraktion auf, beim nächsten Dreikönigstreffen über ihre konkreten Umsetzungsmassnahmen zu mehr Schulautonomie Bericht zu erstatten.

Beherrschung der deutschen Sprache bei Schulbeginn

Durch die PISA-Studien wurde die Öffentlichkeit darauf aufmerksam, dass viele Kinder  – insbesondere Kinder mit Migrationshintergrund - zu Beginn der Schulzeit die deutsche Sprache nicht oder nur unzureichend beherrschen. Ihnen mangelt es daher an der Grundvoraussetzung für einen erfolgreichen Schulbesuch. Die FDP Baden-Württemberg will, dass solche Defizite frühzeitig diagnostiziert und ihnen mit gezielten Maßnahmen zur sprachlichen Förderung begegnet wird. 

Die FDP begrüßt das von der Landesstiftung Baden-Württemberg aufgelegte Projekt „Sprachförderung im Vorschulalter“, in dessen Rahmen den kommunalen und freien Kindergartenträgern finanzielle Mittel zur Verfügung gestellt werden, um bei Kindern, die 1 ½ - 1 Jahr vor dem Schulbeginn stehen, Sprachstandserhebungen sowie im Bedarfsfall Sprachfördermaßnahmen im Umfang von 4 – 6 Stunden pro Woche im Zeitraum von mindestens einem halben Jahr durchführen zu können.

Das zeitlich derzeit nicht befristete Projekt der Landesstiftung basiert auf der freiwilligen Teilnahme der Kindergartenträger. Unabhängig hiervon können von ihm grundsätzlich nur Kinder erreicht werden, die den Kindergarten besuchen; gerade bei Kindern mit Migrationshintergrund ist dies häufig nicht der Fall.

Die FDP will eine Sprachförderung, die grundsätzlich alle Kinder erreicht, die dieser Förderung bedürfen.

Die FDP schlägt daher vor:

1. Der Zeitpunkt der Grundschulanmeldung bzw. der Prüfung der Schulreife und –fähig​keit wird um ca. ½ Jahr vorverlegt; im Rahmen der Prüfung von Schulreife und -fähigkeit wird ein gegebenenfalls bestehender sprachlicher Förderbedarf festgestellt.


2. Die Kindergartenträger bieten für alle Kinder, bei denen ein Förderbedarf festgestellt wurde, Fördermaßnahmen im Umfang der derzeitigen Förderung des Projekts der Landesstiftung an; entsprechende Förderangebote können auch von anderen Anbietern (z.B. Schulen, Freiberufler) gemacht werden. Die Angebote werden nach Auslaufen der Förderung aus Mitteln der Landesstiftung finanziell durch das Land gefördert, und zwar je Fördermaßnahme bzw. Fördergruppe in Höhe der derzeitigen Zuwendungen der Landesstiftung.

3. Bei Kindern, bei denen gravierende Sprachdefizite festgestellt werden, ist eine Verpflichtung zum Besuch der Sprachkurse vorzusehen.


4. Die FDP hält an der Freiwilligkeit des Kindergartenbesuchs fest.

Europa liberaler machen

Die Vision eines geeinten Europas ist eine der wertvollsten Errungenschaften des letzten Jahrhunderts. Sie hat entscheidend dazu beigetragen, dass vormals verfeindete Völker heute in Frieden und Partnerschaft zusammenleben. Sie hat die Rahmenbedingungen dafür gesetzt, dass ein zerstörter Kontinent zügig wieder zu wirtschaftlichem Wohlstand erwachsen ist. Und sie bot eine überzeugende Alternative zu den Zwangssystemen des früheren Ostblockes. Mit der Osterweiterung der Europäischen Union wird die Spaltung des Kontinents beendet. 

Die politische Einigung Europas verlief uneinheitlich und ist von Provisorien, Brüchen und Kompromissen gekennzeichnet. Aus einer zunächst rein wirtschaftlichen Kooperation wurde bald eine umfassende politische Gemeinschaft. Die Europäische Einigung, die Überwindung von Schranken und Grenzen, ist ein zutiefst liberales Anliegen. Ein einheitlicher Wirtschafts- und Währungsraum, Freizügigkeit und eine Unionsbürgerschaft sind urliberale Projekte.

Doch viele Bürger Europas scheinen mit Europa immer noch ein Projekt zu verbinden, das eher über sie kommt als von ihnen getragen wird. Unbehagen und Angst vor dem Verlust eigener Identität haben die europäische Aufbruchsstimmung der Anfangszeit abgelöst. Wir Liberalen müssen für ein neues Denken werben, für Mut, Offenheit, Zuversicht und Freude an der Vielfalt. Dazu gehört, dass wir auch jenseits von Wahlprogrammen und kurzfristig realisierbaren Projekten wieder kühne, ganzheitliche Visionen und langfristige Ziele entwickeln. Und wir müssen der zum Teil berechtigten Kritik am Zustand der Europäischen Union den Boden entziehen, indem wir als Liberale eine europäische Bürgergesellschaft in unserem Sinne aufbauen: demokratisch, freiheitlich, rechtsstaatlich und föderal. Unsere Antwort auf die Probleme der Union ist: Bauen wir ein liberales Europa. 

1. Für eine europäische Bürgergesellschaft

Ziel muss die Schaffung einer europäischen Bürgergesellschaft sein, die gemeinsame Grundlagen besitzt und deren Glieder sich auch tatsächlich zusammengehörig fühlen. 

Diese gemeinsamen Grundlagen sind aus dem Christentum, dem Humanismus und der Aufklärung entstanden.

Sie beinhalten bei weitgehender Trennung von Staat und Kirche:

· Verwirklichung und Erhalt der Menschenrechte

· den demokratischen Rechtsstaat

· eine soziale Marktwirtschaft

Jedes europäische Land, dass diese Voraussetzungen erfüllt, kann prinzipiell Mitglied der Europäischen Union werden.
Doch die Europäische Union besteht nicht nur aus Staaten, sondern wird von ihren Bewohnern getragen. Schon heute können sich viele Bewohner der Mitgliedsstaaten als Europäer fühlen. Wir wollen den gegenseitigen Austausch der Europäer weiter fördern. 

Wir wollen, dass

· die Grundrechtscharta der Europäischen Union als wichtigste Quelle gemeinsamer Werte für alle Akte der Union verbindlich gilt

· in allen Mitgliedsstaaten die Standards der Europäischen Menschenrechtskonvention gewährleistet sind

· die im Maastricht-Vertrag geschaffene Unionsbürgerschaft ausgebaut wird. Unionsbürger sollen gleichberechtigten Zugang zum öffentlichen Dienst jedes Mitgliedslandes haben und sich überall als vollständige Mitglieder der Gemeinschaft fühlen.

· im Sinne einer echten Gleichbehandlung Unionsbürger für Parlamentswahlen in anderen Mitgliedsstaaten zugelassen werden. Unionsbürger mit Wohnsitz innerhalb der Union üben ihr Wahlrecht unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit ausschließlich am Ort des Wohnsitzes aus. Für Unionsbürger mit Wohnsitz außerhalb der EU bleibt es wie bisher beim Wahlrecht in dem Land ihrer Staatsangehörigkeit. 

· Städtepartnerschaften und europäischer Bildungsaustausch auch weiterhin angemessen gefördert werden

2. Für ein föderales Europa

Die Europäische Union erstreckt sich über einen Kontinent, der eine unruhige Geschichte hinter sich hat. Charakteristisch für Europa ist die Vielfalt an kulturellen, religiösen, sozialen, sprachlichen, ethnischen, regionalen und nationalen Identitäten. Die Union wird nur dann ein erfolgreiches Projekt sein, wenn sie auf diese historisch gewachsenen Umstände Rücksicht nimmt. In der Vielfalt Europas liegen sein Reichtum und seine Chancen. Europa wird nur als föderaler Staat funktionieren. 

Dieses föderale Europa soll strikt nach dem liberalen Grundsatz der Subsidiarität organisiert sein. Nur das, was eine niedrige Ebene nicht sinnvoll zu regeln im Stande ist, soll auf einer höheren Ebene geregelt werden. In der Europapolitik bedeutet dies, dass nur die Politikfelder vergemeinschaftet werden dürfen, in denen Mitgliedsstaaten und Regionen nicht selbst wirksamer tätig werden können.

Die FDP begrüßt die Verbesserungen, die der Verfassungsentwurf im Hinblick auf den Subsidiaritätsgedanken mit sich bringt. Viel wird jedoch auch davon abhängen, wie das in der Verfassung verankerte Subsidiaritätsprinzip in der Praxis Anwendung findet. 

Das Verhältnis zwischen Union und Mitgliedsstaaten bedarf im Hinblick auf die Frage, welche Ebene für welche Entscheidung zuständig ist, einer Neujustierung. Alle Fragen, die sich auf die Herstellung eines einheitlichen Lebens- und Wirtschaftraumes beziehen oder die von den Mitgliedsstaaten nur unzureichend alleine geregelt werden können, müssen europäisch geregelt werden. Überall dort, wo Ungleichheiten zwischen den Mitgliedsstaaten und Regionen hingenommen werden können oder aus Gründen des Standortwettbewerbs sogar erwünscht sind, oder wo Machtballung durch Zentralisierung vermieden werden muss, sind hingegen die Mitgliedsstaaten zuständig. 

In die ausschließliche Zuständigkeit der Union sollen insbesondere fallen:

· die Herstellung und Bewahrung des Binnenmarktes

· Außenpolitik 

· Währungspolitik

· Wettbewerbspolitik

· Außenhandel und Entwicklungszusammenarbeit

· Asyl und Einwanderung

· Embryonenschutz und Bioethik

· Luft- und Seeverkehr

· die Energiebesteuerung

In folgenden Bereichen sollen Union und Mitgliedsstaaten ihre Zuständigkeit teilen, wobei jeder einzelne Rechtsakt der Union am Subsidiaritätsprinzip zu messen ist:

· Wirtschaftsrecht 

· Verteidigungspolitik

· Strukturpolitik und Landwirtschaft

· Verkehrspolitik (ohne Luft- und Seeverkehr) und Umweltschutz

· Verbraucherschutz

· Ausländerrecht und Integration 

· Sicherung der Außengrenzen und Bekämpfung von organisierter Kriminalität und Terrorismus

· Wissenschaftliche Forschung

Folgende Zuständigkeiten verbleiben ausschließlich bei den Mitgliedsstaaten:

· Bildungspolitik

· Sozial- und Gesundheitspolitik

· Arbeitsmarktpolitik und Arbeitsrecht

· Steuerpolitik abgesehen von der Energiebesteuerung

· Entwicklung

· Jugend, Kultur und Sport

· Polizeirecht

· Strafrecht, Strafverfolgung und Strafvollzug

Die Union kann in diesen Bereichen allenfalls koordinierend tätig werden. Kein Mitgliedsstaat darf jedoch in diesen Bereichen von anderen Mitgliedsstaaten oder der Union gegen seinen Willen zu etwas verpflichtet werden.

Für die ausschließliche Zuständigkeit wird das Instrument der Verordnung und der Richtlinie, für die konkurrierende Zuständigkeit das Instrument der Richtlinie verwendet.
3. Für ein demokratisches Europa

Europa hat sich zu einem komplexen supranationalen Gebilde entwickelt. Längst wird ein 

erheblicher Teil der für die Bürger geltenden Normen von Europa gesetzt. Bis heute sind es allerdings über den Ministerrat die nationalen Regierungen, die mittels Verordnungen unmittelbar Recht setzen und mittels Richtlinien ihre eigenen Parlamente binden. Derartiges ist mit den Leitbildern der parlamentarischen Demokratie und der Gewaltenteilung unvereinbar. 

Das wird auch nicht von der Beteiligung des Europäischen Parlaments aufgefangen. Dieses darf allenfalls mitentscheiden, steht aber immer noch nicht im Zentrum der europäischen Rechtssetzung. Die Verabschiedung des Konventsentwurfes einer EU-Verfassung würde die Rolle des Parlaments deutlich aufwerten. Dies geht zumindest in die richtige Richtung. Daher wirbt die FDP dafür, diesen Entwurf als ersten Schritt der notwendigen institutionellen Reformen wie vorgelegt zu verabschieden. Weitere Schritte müssen allerdings folgen.

Das institutionelle Gefüge der Union bedarf einer gründlichen Reform. Diese muss dazu genutzt werden, den Einfluss nationaler Regierungen zu begrenzen und das Europäische Parlament zu stärken.

Die Beseitigung des Demokratiedefizits der Union ist die Voraussetzung für die Aufwertung der Gemeinschaftspolitik. So lange auf Gemeinschaftsebene keine vollwertigen demokratischen Strukturen existieren, kann es nach Auffassung der FDP auch keine Verlagerung neuer Kompetenzen von den Mitgliedsstaaten auf die Gemeinschaftsebene geben.

Zur Erreichung dieses Leitbildes fordern wir

· ein gemeinsames europäisches Wahlrecht. Das Europäische Parlament ist die Vertretung des Europäischen Volkes als Ganzes. Daher ist von einer Aufteilung der Mandate nach Mitgliedstaaten und den unterschiedlichen Wahlverfahren abzurücken. Die Europäische Union soll vielmehr in möglichst gleichgroße Wahlkreise eingeteilt werden, die sich an Lebensräumen und nicht an Staatsgrenzen orientieren. Hierbei ist die Bildung grenzübergreifender Wahlkreise besonders zu unterstützen. Europaweit soll nach einem einzigen Wahlrecht unter Berücksichtigung der Grundsätze der Zähl- und Erfolgswertgleichheit aller Stimmen (one person, one vote) abgestimmt werden.

· eine grundlegende Reform des bisherigen Ministerrates: Jedes Mitgliedsland entsendet vier feste Ratsmitglieder, die für die Legislaturperiode des Europäischen Parlaments gewählt werden und nicht aus den Regierungen des Landes stammen. Diese werden zeitgleich mit dem Europäischen Parlament in einem von den Mitgliedsstaaten zu bestimmendem Wahlverfahren gewählt und üben ein freies Mandat aus. Der Rat entscheidet mit einfacher Mehrheit, qualifizierte Mehrheiten sind nicht notwendig.

· den Ausbau der Europäischen Kommission zu einer echten europäischen Exekutive: Der Kommissionspräsident wird vom Parlament gewählt und kann durch konstruktives Misstrauensvotum entlassen werden. Er entscheidet selbständig über den Zuschnitt der Ressorts und ernennt die Kommissare unabhängig ihrer nationalen Herkunft. Die Kommissare müssen vom Parlament einzeln bestätigt werden. Sie führen ihren Geschäftsbereich selbstständig, unterliegen aber der Richtlinienkompetenz des Kommissionspräsidenten. 

· die grundlegende Umstrukturierung der EU-Verwaltung. Die Generaldirektionen entfallen, stattdessen richtet sich der Verwaltungsaufbau nach dem Ressortzuschnitt der Kommission. 

· die Beibehaltung des Europäischen Rates, der allerdings nur noch für Verfassungsfragen zuständig sein soll.

· die Abschaffung des Wirtschafts- und Sozialausschusses und des Ausschusses der Regionen

· das Initiativrecht für Parlament, Rat und Kommission.
· ein neues Gesetzgebungsverfahren: Die bisherigen Verfahren werden abgeschafft. Künftig ist zur Verabschiedung jedes Rechtsaktes die Zustimmung von Parlament und Rat notwendig. Gleiches gilt für die wirksame Ratifizierung völkerrechtlicher Verträge.

4. Für eine europäische Marktwirtschaft

Die Marktwirtschaft ist das den Gründungsverträgen der Europäischen Gemeinschaften zugrunde liegende Wirtschaftssystem und muss es bleiben. Durch die schrittweise Einführung des Binnenmarktes wurde die Wettbewerbsfähigkeit des Standortes Europa erheblich gestärkt. Dazu beigetragen haben die klar wettbewerbsorientierte Politik der Kommission und insbesondere die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs. 

Doch was im Binnenmarkt richtig war, muss nun auch im Verhältnis nach außen gelten. Noch immer gibt es – gerade für Entwicklungs- und Schwellenländer – erhebliche Marktzutrittsbarrieren. 

Die FDP erteilt allen Versuchen, die Europäische Union zu einem gegen den mit der Globalisierung verbundenen Wettbewerbsdruck von außen gerichteten Bollwerk auszubauen, eine klare Absage. Protektionismus führt auf Dauer zu einem Wohlstandsverlust. Die Öffnung des Marktes Europa liegt im Interesse der Verbraucher und stärkt die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Unternehmen auf dem Weltmarkt. 

Daher fordern wir

· den Abbau von Handelsschranken gegenüber Drittstaaten auf gegenseitiger Basis

· die Erfüllung aller Verpflichtungen, die sich für die Union im Rahmen der WTO ergeben

· einen konsequenten Subventionsabbau

· Subventionen künftig nunmehr befristet und degressiv zu gewähren

Die gemeinsame Agrarpolitik hat infolge von Reglementierungen und Markteingriffen in der Vergangenheit auf den Europäischen Märkten wie auch auf den Weltagrarmärkten zu Marktungleichgewichten und Preisverzerrungen geführt. Handelspolitische Spannungen sowie entwicklungs-, finanz- und umweltpolitische Gründe haben seit Beginn der 1990er Jahre die EU zu einem schrittweisen Umbau der Agrarstützung bewegt. Auf dem Gipfel von Luxemburg wurde beschlossen, ab 2005 nahezu alle produktionsbezogenen Fördermaßnahmen abzubauen. Die Mitgliedsstaaten haben in der Umsetzung dieser Beschlüsse erheblichen Gestaltungsspielraum.

Wir fordern

· die produktionsbezogene Agrarförderung in allen Mitgliedsstaaten abzuschaffen

· Wettbewerbsverzerrungen im Umwelt- und Tierschutz durch europaweit einheitliche Standards zu regeln

· eine Kulturlandschaftsprämie für gesellschaftspolitisch erwünschte, nichtmarktfähige Leistungen der Landwirtschaft (Pflege der Kulturlandschaft) einzuführen

Auch im Binnenmarkt gibt es weiterhin Reformbedarf. Der grenzenlose Handel wirft immer noch zahlreiche rechtliche Probleme auf. Insbesondere die Unterschiedlichkeit der Zivilrechtssysteme erweist sich als Problem. Viele zivilrechtliche Aspekte wurden bereits harmonisiert. Dieser Weg muss unter Rücksichtnahme auf die verschiedenen Rechtstradition der einzelnen Staaten behutsam weiter beschritten werden. 

Daher fordern wir

· die zügige Umsetzung der Europäischen Aktiengesellschaft (SE) 

· langfristig eine europäische Rahmenkodifikation des Wirtschaftsrechts

· die Vergemeinschaftung des Patentrechts

· eine europaweit gültige Insolvenzordnung, die die nationalen Regelungen ersetzt

· die gegenseitige Anerkennung von zivilgerichtlichen Urteilen und Vollstreckungstiteln

Auch auf europäischer Ebene hat sich eine Tendenz zur umfassenden Regelung aller denkbaren Sachverhalte entwickelt. Die Menge an Regeln ist kaum zu durchschauen. Dies absorbiert wertvolle Ressourcen in der Wirtschaft und der Verwaltung und verzerrt allzu oft den Wettbewerb. 

Daher fordern wir

· eine Deregulierungsoffensive, in der jede EU-Norm inhaltlich auf den Prüfstand gestellt wird

· neue Rechtsakte verstärkt zu befristen

· insbesondere Regulierungen in den Bereichen Arbeitsrecht und Sozialpolitik zurückzunehmen, da diese dem Standortwettbewerb der Mitgliedsstaaten überlassen bleiben

Mit der Einführung des Euro hat ein neues Kapitel der europäischen Wirtschaft begonnen. Durch die bessere Vergleichbarkeit der Preise und das Wegfallen der Wechselkursrisiken verschärft sich der Wettbewerb zum Wohle der Verbraucher. Voraussetzung für das Zustandekommen der gemeinsamen Währung war die Unabhängigkeit der Europäischen Zentralbank und die Einhaltung der Stabilitätskriterien. Insbesondere letztere werden nach wiederholten Verletzungen durch große Länder wie Deutschland und Frankreich in Frage gestellt. Dies birgt das Risiko der Instabilität und des Vertrauensverlustes. Ein Scheitern der gemeinsamen Währung wäre jedoch nicht nur wirtschaftlich, sondern auch politisch fatal. 

Daher fordern wir

· die strikte Einhaltung der Maastricht-Kriterien durch die Mitgliedsstaaten

· die Anwendung der im Stabilitätspakt vorgesehenen Sanktionsmöglichkeiten gegenüber vertragsbrüchigen Staaten durch die EZB; hier ist eine härtere Gangart dringend angezeigt.

Im  Bereich der Wettbewerbspolitik hat die EU bereits sehr viel bewegt, wie die eingeleiteten Liberalisierungen zahlreicher Märkte belegen. Doch es bleibt noch viel zu tun. 
Wir fordern
· die Errichtung eines unabhängigen Europäischen Kartellamtes

· das Ende aller staatlichen Monopole in der Gemeinschaft bis spätestens 2010

· die Beseitigung wettbewerbshemmender Vorschriften des nationalen Rechts (z. B. Preisbindung für Bücher oder Medikamente, Niederlassungsbeschränkungen)

· auch weiterhin ein konsequentes Vorgehen gegen private Monopole und Oligopole sowie gegen wettbewerbshemmende Absprachen zwischen Privatunternehmen

· Großaufträge verstärkt europaweit auszuschreiben

5. Für zukunftsgerechte Mobilität in einem erweiterten Europa

Ungehinderte Mobilität ist ein unverzichtbares Freiheitsrecht für mündige Bürger; sie ist aber auch eine unabdingbare Grundlage für Beschäftigung und Wachstum in der Wirtschaft. Mobilität ermöglicht damit ein hohes Maß an Freiheit und Lebensqualität für die Bürger in einem geeinten Europa.

Für eine nachhaltige Mobilität, bei der neben den ökonomischen insbesondere auch ökologische und soziale Aspekte eine wichtige Rolle spielen, ist die Qualität und Leistungsfähigkeit der Verkehrsinfrastruktur von wesentlicher Bedeutung. Mobilität bestimmt die Erreichbarkeit und somit die Attraktivität von Standorten. Die Anbindung bisher nicht oder nur unzureichend erschlossener Zentren bzw. Regionen wird durch die sie verbindenden Verkehrsnetze ermöglicht. Neu geschaffene oder situativ angepasste Infrastruktur dient aber auch der nachhaltigen Entlastung für bis dahin überlastete Verkehrsnetze und damit der Verkehrssicherheit.

Eine gemeinsame abgestimmte europäische Verkehrspolitik, in dem die Entwicklung und Vernetzung der Verkehrsnetze eine tragende Rolle spielt, ist somit ein unverzichtbarer Aspekt und zugleich ein gewichtiger Bestandteil für das Zusammenwachsen Europas. Ohne eine europäisch ausgerichtete Verkehrspolitik ist Europa nicht als politisch ernstzunehmende Einheit darstellbar.

Obwohl eine abgestimmte Verkehrspolitik schon in den römischen Verträgen als Gemeinschaftsaufgabe festgeschrieben ist, stößt die Länder übergreifende Zusammenarbeit im Bereich Verkehr immer wieder auf Barrieren, die Mitgliedsstaaten der Europäischen Union aufbauen, um eigene Interessen zu schützen. 

Dabei sind es nicht nur politische Hindernisse, welche die internationale Verkehrspolitik überwinden muss, sondern auch technische und soziale Standards, welche erhebliche Friktionen verursachen.  Das ist für Liberale nicht hinnehmbar!

Daher fordern wir

· einen koordinierten, bedarfsgerechten Ausbau der Verkehrsinfrastruktur, insbesondere der paneuropäischen Netze für alle Verkehrsträger,

· eine schrittweise Öffnung des Verkehrsmarkts gegenüber den Beitrittsländern, um soziale Konflikte zu vermeiden,

· eine Harmonisierung der Wettbewerbsbedingungen im Güterverkehr, die schon seit über zwanzig Jahren versprochen wird,

· die Förderung der Interoperationalität im Schienenverkehr durch schrittweise Angleichung der Spurweiten, Stromsysteme, Lichtraumprofile sowie der Signal- und Steuerungssysteme,

· Abbau der Wettbewerbsverzerrungen in der Binnenschifffahrt,

· eine abgestimmte europäische Verkehrssicherheitspolitik

· ein integriertes europäisches Flugverkehrsmanagementsystem, welches den Luftraum sicherer macht.

6. Für eine eigenständige Finanzierung

Zur Finanzierung ihrer Aufgaben benötigt die Union ausreichende Finanzmittel. Diese müssen in transparenter Weise erhoben werden, so dass die Bürger leicht nachvollziehen können, was sie Europa kostet. 

Daher ist das bislang undurchsichtige Finanzsystem der Europäischen Union zu reformieren.

Wir fordern

· die Energiebesteuerung vollständig der Hoheit der Gemeinschaft zu unterwerfen, um ihr eine eigene, berechenbare Einnahmequelle zu verschaffen, die EU-Finanzierung drastisch zu vereinfachen und Wettbewerbsverzerrungen durch die ökologisch notwendige Energiebesteuerung zu vermeiden.

· keine weitere Steuerharmonisierung, um den Standortwettbewerb der Mitgliedsstaaten nicht zu stören

· die bisherigen Mehrwertsteuer-Eigenmittel sowie die Beiträge der Mitgliedsstaaten abzuschaffen

· die Zusammenlegung der nationalen Zollbehörden zu einem europäischen Zoll

· das volle Budgetrecht für das Europäische Parlament
· die verfassungsrechtliche Verankerung des Konnexitätsprinzips und die Einführung einer Schlichtungskammer nach österreichischem Vorbild
7. Für eine wirksame Außenpolitik

Grundlage der europäischen Außenpolitik ist die geistesgeschichtliche Tradition der Aufklärung und der Menschenrechte. Doch auch die kollektive Erfahrung von zwei verheerenden Weltkriegen, von Völkermord und Vertreibung hat Europas Völker geprägt. Schließlich ist allen Europäern gemeinsam die Erfahrung der Blockbildung und des drohenden Atomkriegs vor der eigenen Haustür. Auf diesen gemeinsamen Traditionen und Erfahrungen gründen sich die gemeinsamen Werte, für die Europa außenpolitisch steht.

Seit sich viele Probleme globalisiert haben, ist eine immer stärkere internationale Zusammenarbeit vonnöten. Multilaterale Abkommen und ein dichtes Geflecht internationaler Organisationen bestimmen heute maßgeblich die internationale Politik. Dabei werden sich die geopolitischen Gewichte innerhalb der nächsten Jahrzehnte zugunsten zahlreicher bisher unterentwickelter Länder verschieben, die angesichts hoher Bevölkerungszahlen, eines 

steigenden Bildungs- und Wohlstandsniveaus und einer fortschreitenden Technisierung schon bald einen annähernd gleichwertigen Entwicklungsstand wie Europa erlangen werden. Europa steht vor der Wahl, auf dem internationalen Parkett stärker und wirksamer zusammenzuarbeiten oder auf Dauer an politischem Gewicht zu verlieren. Darauf beruht das gemeinsame Interesse an einer europäischen Außenpolitik.

Die europäische Außenpolitik basiert daher sowohl auf einer Werte- wie auch auf einer Interessengemeinschaft. Allerdings muss auch bei der Ausgestaltung der gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik auf die historischen Voraussetzungen geachtet werden. Aufgrund traditioneller Allianzen, kolonialer Vergangenheit oder intensiver Handelskontakte sind die Beziehungen der europäischen Staaten zu Drittstaaten höchst unterschiedlich und oft auch konträr. Das hat sich in Jugoslawien ebenso gezeigt wie im Nahost-Konflikt oder während der Auseinandersetzungen im Zusammenhang mit dem Krieg im Irak. 

Daher fordern wir

· die Einrichtung eines europäischen Außenministeriums mit dem langfristigen Ziel der Abschaffung der nationalen Außenministerien

· die Mitgliedschaft der EU in allen wichtigen internationalen Organisationen

· einen europäischen Sitz im UN-Sicherheitsrat

· den Beitritt der EU zu allen multinationalen Konventionen zu prüfen

· den Einsatz für eine Verrechtlichung der internationalen Beziehungen und den Internationalen Strafgerichtshof

· die verstärkte Nutzung von Synergien im konsularischen Dienst, insbesondere bei den Auslandsvertretungen

Schlüssel für eine sichere Zukunft ist die Bewältigung der Entwicklungsunterschiede auf der Welt. Die Globalisierung bietet dazu eine historische Chance. 

Wir fordern

· Entwicklungsländern insbesondere in internationalen Handelsabkommen faire Chancen zu verschaffen

· eine Politik der Entschuldung als Gegenleistung für Fortschritte bei der Achtung von Menschenrechten und der Korruptionsbekämpfung

· eine europäische Behörde für auswärtige Katastrophenhilfe

An der Schwelle des 21. Jahrhunderts hat die Sicherheitspolitik Herausforderungen neuer Art zu bewältigen. Internationaler Terrorismus, gescheiterte Staaten, religiöse oder ethnische Konflikte und die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen sind Bedrohungen, die Europa zum Handeln zwingen. 

Im einzelnen fordern wir

· im Rahmen der Konfliktvorbeugung zivile Hilfe anzubieten

· Druck auf Staaten auszuüben, die gegen den Atomwaffensperrvertrag oder andere Konventionen zur Eindämmung der Proliferation von Atomwaffen verstoßen

· für die weltweite Abschaffung geächteter Waffen (Bio- und Chemiewaffen, Landminen) einzutreten

· im Rahmen des Völkerrechts diplomatische, wirtschaftliche und falls erforderlich auch militärische Maßnahmen gegen Staaten zu ergreifen, die Terroristen Unterschlupf gewähren, sie finanzieren oder mit Massenvernichtungswaffen oder geeigneten Trägersystemen handeln

· den UNO-Sicherheitsrat als zentrales Legitimationsorgan für Gewaltanwendung zu erhalten, aber auf eine Reform hinzuwirken, die zum Ziel hat, die Blockademöglichkeiten in Form des Vetorechts innerhalb dieses Gremiums einzuschränken

Eine wirksame Außen- und Sicherheitspolitik erfordert auch gemeinsame militärische Fähigkeiten. Diese müssen dazu in der Lage sein, in den unterschiedlichsten Situationen auch fernab Europas eingesetzt werden zu können – zur Evakuierung, zur Friedenssicherung, zum Schutze wichtiger Einrichtungen oder im Rahmen von Kampfeinsätzen. 

Daher fordern wir

· die zügige Aufstellung europäischer Eingreiftruppen zur internationalen Krisenbewältigung unter europäischem Kommando und unter Kontrolle des Europäischen Parlaments und unter Einhaltung des Völkerrechts

· den Aufbau europäischer Führungsstrukturen

· den Ausbau multinationaler Einheiten 

· verstärkt gemeinsame Übungen der europäischen Armeen

· eine maßvolle Spezialisierung der militärischen Fähigkeiten der einzelnen Mitgliedsstaaten.

· für bestimmte Waffengattungen mittelfristig zentrale multinationale Ausbildungszentren zu errichten

· eine angemessene Aufstockung der nationalen Verteidigungshaushalte

· fortschreitende Bemühungen zum Aufbau einer europäischen Rüstungsindustrie

· langfristig gesehen die Einführung einer einzigen europäischen Armee

8. Für einen europäischen Rechtsstaat

Durch die Abschaffung der Grenzkontrollen in weiten Teilen der Gemeinschaft und das Recht auf Freizügigkeit für alle Unionsbürger können sich die Menschen in Europa frei bewegen. Zuwanderung aus humanitären Gründen oder aus wirtschaftlichem Interesse ist damit nicht mehr national steuerbar. 

Daher  fordern wir

· ein europäisches Asylrecht auf der Grundlage der Genfer Konvention

· ein europäisches Amt für Migration, das Flüchtlinge und Asylsuchende gleichmäßig auf die Mitgliedsstaaten verteilt

· einen europäischen Aufenthaltstitel und ein europäisches Visum

· ein europäisches Zuwanderungsgesetz, das die wirtschaftliche Zuwanderung entsprechend dem von den Regionen angemeldeten Bedarf an Arbeitskräften mittels eines Quotensystems steuert

Der Abbau der Grenzkontrollen erleichtert auch grenzüberschreitende Kriminalität. Daher ist eine verstärkte europäische Zusammenarbeit auch bei der Verbrechensbekämpfung geboten. 

Daher fordern wir

· die Umgestaltung von EUROPOL zu einer echten europäischen Bundespolizei mit effektiver demokratischer Kontrolle und operativen Befugnissen in allen Mitgliedsstaaten

· die primäre Zuständigkeit von EUROPOL in Fällen von Terrorismus und organisierter Kriminalität

· dass eine Immunität von EUROPOL-Beamten nicht in Betracht kommt

· die bessere Vernetzung von EUROPOL und den nationalen Polizeibehörden

· die schnelle Umsetzung des Europäischen Haftbefehls

· ein Übereinkommen zur Bündelung von Verfahren wegen grenzüberschreitender Straftaten in einem Mitgliedsstaat

· personelle und finanzielle Hilfe der Union bei der Sicherung der Außengrenzen

Die europäische Judikatur wird der gestiegenen Arbeitsbelastung und Komplexität der ihr vorgelegten Rechtsfragen entsprechend umstrukturiert. 

Dazu fordern wir

· im EuGH Senate von je 5 Richtern zu bilden, die ihre Verfahren nach einem festgelegten Geschäftsverteilungsplan zugewiesen bekommen. Dadurch ergibt sich auch eine Spezialisierung der einzelnen Senate. 

· am System der Generalanwälte festzuhalten, ihre Anzahl allerdings der Arbeitsbelastung entsprechend zu erhöhen 

· die Bestellung der Richter und Generalanwälte hälftig Richterwahlausschüssen des Parlaments und des Rates zuzuordnen

· die Ernennung zum Richter am EuGH oder zum Generalanwalt allein von der Qualifikation und nicht von der Nationalität eines Bewerbers abhängig zu machen

· im Gericht erster Instanz grundsätzlich mit drei Richtern besetzte Kammern einzuführen
· Lücken im Rechtsschutz gegen europäische Rechtsakte zu beseitigen. Das gilt insbesondere für die Zulassung von Privatpersonen zu Klagen gegen sie unmittelbar betreffende Rechtsakte
Das Familienrecht tangiert die Belange der Menschen in persönlicher wie in finanzieller Hinsicht in ganz besonderer Weise. Bei zunehmend grenzüber-schreitenden und multinationalen Familienbeziehungen - es gibt in Deutschland heute ca. 1,9 Mio. Ehepaare mit mindestens einem ausländischen Ehegatten - wird deshalb eine EU-weite Vereinheitlichung der familienrechtlichen Kollisionsnormen, langfristig auch des materiellen Familienrechts, im Interesse der Rechtssicherheit und –klarheit immer drängender.

Die FDP fordert deshalb

1st den weiteren Ausbau eines europäischen internationalen Verfahrensrechts, insbesondere für Familiensachen,

2nd die Schaffung eines europäischen einheitlichen internationalen Privatrechts,

die Schaffung eines wahlweise zur Anwendung kommenden europäischen Familienrechts. In einem ersten Schritt ist dabei, neben dem nationalen Ehegüterrecht, ein europäischer Güterstand zu schaffen, den EU-Bürger durch Ehevertrag optieren können.

„Kopftuch-Verbot“

1. Die FDP Baden-Württemberg steht zu den in Artikel 12 und 15 der Landesverfassung genannten Erziehungszielen und Schulformen. Die FDP Baden-Württemberg unterstützt den Bildungs- und Erziehungsauftrag in christlich-abendländischer Tradition. Sie lehnt eine Änderung der Landesverfassung ab.

2. Die Wertevermittlung, wie sie seit über 50 Jahren auch durch die Landesverfassung unterstützt wird, hat Kinder und Jugendliche zu Toleranz gegenüber Anderen erzogen. Die Debatte um das Tragen eines Kopftuches von Lehrerinnen im Schulunterricht hat dazu geführt, sich dieser christlichen und abendländischen Bildungs- und Kulturwerte erneut bewusst zu werden.

3. Die FDP fordert die Landesregierung auf, sicherzustellen, dass Lehrkräfte sich beim Unterricht in allen Fächern an den im Grundgesetz festgeschriebenen Grundrechten orientieren, insbesondere denen der Toleranz und der Gleichberechtigung von Mann und Frau.

4. Die FDP Baden-Württemberg unterstützt ein verfassungskonformes „Kopftuch-Verbot“ im Schulgesetz.
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